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Einem Ehepaar mit  Kindern versprechen die Parteien mehr Geld – aber in unterschiedlicher Höhe. Foto: Kahnert

n Von Thorsten Knuf

Berlin. Will die Union Steu-
ern senken oder nicht? Kanz-
lerkandidat Armin Laschet 
(CDU) lehnte im ARD-»Som-
merinterview« sowohl Steuer-
erhöhungen als auch -senkun-
gen ab. Im Wahlprogramm 
heißt es aber: »Wir wollen 
Spielräume, soweit sie sich er-
öffnen, nutzen, um die Men-
schen zu entlasten, die jeden 
Tag Leistung erbringen, da-
mit sie mehr Netto vom Brut-
to haben.« 

Das sei kein Widerspruch, 
sagt CDU-Wirtschaftsexperte 
Friedrich Merz: Die Union 
wolle den Solidaritätszu-
schlag für alle schrittweise ab-
schaffen sowie kleine und 
mittlere Einkommen bei der 
Einkommensteuer entlasten. 
Aber: »Das steht beides unter 
Finanzierungsvorbehalt«, 
stellt Merz klar. Die Union 
will zwar Steuern senken, 
sieht dafür aber aktuell kei-
nen Spielraum.

Die anderen Parteien ma-
chen ähnliche Ankündigun-
gen, Wahlen werden schließ-
lich in der Mitte entschieden. 

Das gilt nicht nur für die poli-
tische Mitte, sondern auch für 
die Mittelschicht. So wundert 
es nicht, dass die Parteien ver-
sprechen, im Falle einer Re-
gierungsbeteiligung die unte-
ren und mittleren Einkom-
men zu entlasten. Tatsächlich 
unterscheiden sich die Pläne 
aber stark – mit teilweise dra-
matischen Folgen für die 
Geldbeutel der Bürger, wie 
eine Studie des Zentrums für 
Europäische Wirtschaftsfor-
schung (ZEW) zeigt.

Union verspricht
»Entfesselungspakt« 

»Die vorgeschlagenen Steuer-
entlastungen von FDP und 
Unionsparteien entlasten die 
höheren Einkommensklassen 
deutlich, während die Pro-
gramme von SPD, Linke und 
Grünen besonders für untere 
und mittlere Einkommen 
einen Zuwachs beim verfüg-
baren Einkommen aus Netto-
Lohn und Sozialtransfers be-
deuten«, schreiben die Mann-
heimer Forscher, die sich 
kürzlich im Auftrag der »Süd-

deutschen Zeitung« die Wahl-
programme näher angesehen 
hatten.

Einem Ehepaar mit zwei 
Kindern und einem Bruttoein-
kommen von 40 000 Euro 
stünde demnach bei SPD, Lin-
ken und Grünen rund 4000, 
5000 beziehungsweise 3300 
Euro pro Jahr mehr zur Verfü-
gung. Bei Union und FDP gä-
be es jeweils nur rund 900 
Euro mehr.

Ein Ehepaar mit zwei Kin-
dern und einem Einkommen 
von 300 000 Euro hingegen 
müsste bei den Parteien des 
linken Spektrums kräftig 
draufzahlen, würde von den 
Liberalen und der Union hin-
gegen mit einem Geldsegen 
bedacht: Bei der FDP gäbe es 
rund 18 000 Euro mehr pro 
Jahr, bei CDU/CSU betrüge 
das Plus mehr als 10 000 Euro.

Die Union verspricht zu-
dem einen »Entfesselungs-
pakt« für die Wirtschaft mit 
weniger Bürokratie und 
schnelleren Genehmigungs-
verfahren. Die Lohnzusatz-
kosten will die Union bei 40 
Prozent halten. Sie wendet 
sich gegen die Wiedereinfüh-

rung der Vermögensteuer 
oder eine Erhöhung der Erb-
schaftsteuer. »Beides würde 
vor allem auch die wirtschaft-
liche Substanz Deutschlands 
gefährden und Arbeitsplätze 
kosten.« Die Steuerlast für Ge-
winne, die im Unternehmen 
bleiben, wollen CDU und 
CSU »perspektivisch« auf 25 
Prozent deckeln.

Ähnliche Pläne hegen die 
Liberalen. Sie planen über-
dies, die Gewerbesteuer abzu-
schaffen. Die Kommunen sol-
len aber einen Ausgleich er-
halten. Die FDP verlangt 
auch eine »Beteiligungsbrem-
se« für den Staat.

Im SPD-Wahlprogramm 
heißt es hingegen: »Wir brau-
chen den Staat als strategi-
schen Investor, als Ordnungs- 
und Gestaltungskraft zur Be-
wältigung der Herausforde-
rungen unserer Zeit.« Pro 
Jahr wollen die SPD und ihr 
Kanzlerkandidat Olaf Scholz 
50 Milliarden Euro investie-
ren, zum Beispiel in Infra-
struktur und Klimaschutz. 
Die Partei will gegen die »ext-
rem ungleiche« Verteilung 
von Einkommen und Vermö-

gen vorgehen. Der Soli für 
Spitzenverdiener soll erhalten 
bleiben.

Die Linke plant Investitio-
nen in Höhe von 120 Milliar-
den Euro pro Jahr und einen 
Transformationsfonds – ins-
besondere für Autozulieferer 
– von 20 Milliarden Euro pro 
Jahr. Zur Gegenfinanzierung 
heißt es: »Hohe Vermögen 
und Einkommen, Erbschaften 
und Gewinne aus Kapital und 
Aktien müssen stärker besteu-
ert werden.« 

Für Vermögen ab zwei Mil-
lionen Euro pro Person soll es 
eine einmalige Vermögensab-
gabe geben. Unternehmen 
aus Schlüsselbranchen will 
die Linkspartei  verstaatli-
chen.

Auch die Grünen um Kanz-
lerkandidatin Annalena Baer-
bock treten dafür ein, dass 
sich sehr wohlhabende und 
reiche Menschen sowie Kon-
zerne »ihrer Verantwortung 
stärker stellen«. Der Spitzen-
steuersatz soll »moderat« stei-
gen: Bei Paaren soll er ab 
einem Einkommen von 
200 000 Euro bei 45 Prozent 
liegen, ab 500 000 Euro dann 

bei 48 Prozent. Die Partei ist 
für die Wiedereinführung der 
Vermögensteuer. Pro Jahr 
wollen die Grünen 50 Milliar-
den Euro zusätzlich investie-
ren. 

AfD will zurück 
zur D-Mark

Die AfD wiederum hat kein 
Steuerkonzept. Sie fordert in 
ihrem Programm aber die Ab-
schaffung von Soli, Erbschaft-
steuer und Grunderwerb-
steuer. Dafür hat die Partei ra-
dikale Vorstellungen, was die 
europäische Finanzpolitik be-
trifft: Deutschland soll raus 
aus der EU und zurück zur 
 D-Mark.

Auch die Schuldenbremse 
bleibt umstritten: Union und 
FDP lehnen eine Reform ab, 
streben wieder einen Bundes-
haushalt ohne neue Schulden 
an. Die SPD hält an der Schul-
denbremse fest, will aber die 
begrenzten Möglichkeiten zur 
Neuverschuldung nutzen. Die 
Grünen wollen die Schulden-
bremse lockern, die Linke will 
sie abschaffen.

Mit den Steuerplänen ist es so eine Sache
Wahlkampf | Auf den ersten Blick klingen die Ankündigungen der Parteien ähnlich – auf den zweiten gibt es große Unterschiede

n Von Andreas Hoenig

Berlin.  Bleiben Mieter doch 
nicht auf den CO2-Zusatzkos-
ten beim Heizen sitzen? Bis-
her haben Widerstände in der 
Unions-Bundestagsfraktion 
eine Beteiligung der Vermie-
ter verhindert. 

Nun aber tritt Unions-Kanz-
lerkandidat Armin Laschet 
auf den Plan: »Die jetzige Lö-
sung, dass der Vermieter qua-
si gar nichts leistet, wird kei-
nen Bestand haben«, sagte La-
schet im ARD-»Sommerinter-
view«. Ob aber nun vor der 
Wahl noch etwas passiert, 
scheint fraglich.

Darum geht es: Seit Jahres-
beginn verteuert ein CO2-
Preis im Verkehrs- und Wär-
mebereich fossile Energieträ-
ger wie Öl und Gas. Das be-

deutet für die Wohnung: Das 
Heizen etwa mit einer alten 
Ölheizung wird teurer. Der 
CO2-Preis liegt derzeit bei 25 
Euro pro Tonne und steigt in 
den kommenden Jahren. Wie 
das Portal Check24 errechnet 
hat, sorgt der CO2-Preis von 
25 Euro bei einer Familie mit 
Mietwohnung und einem 
Verbrauch von 1000 Litern 
Heizöl pro Jahr für Zusatzkos-
ten von knapp 79 Euro. Eine 
Familie mit Haus muss dem-
nach etwa das Doppelte 
draufzahlen.

Nach Berechnungen des 
Portals Verivox kostet das 
Heizen mit Gas Mieter bei 
einem CO2 Preis von 25 Euro 
und einem Verbrauch von 
10 000 Kilowattstunden rund 
54 Euro zusätzlich. Vor allem 
Mieter in unsanierten Altbau-

ten würden in den kommen-
den Jahren spürbar mehr zah-
len müssen.

Vor allem auf Drängen der 
SPD hatte sich die schwarz-
rote Bundesregierung im Mai 
auf einen Kompromiss ge-
einigt: Künftig sollten Ver-
mieter die Hälfte der Kosten 
für den CO2-Heizkostenauf-
schlag tragen. Dann aller-
dings kam das Veto aus der 
Unionsfraktion, die das nicht 
mitmachen wollte.

Unions-Fraktionsvize 
Thorsten Frei (CDU, Donau-
eschingen) sagte am Montag, 
Laschet habe recht, dass es 
eine soziale Komponente mit-
zudenken gelte. »Eine 50-50-
Teilung der CO2-Kosten zwi-
schen Mieter und Vermieter 
wäre jedoch keine gute Lö-
sung gewesen.« Denn es hätte 

zum Beispiel überhaupt keine 
Rolle gespielt, welchen Ver-
brauch der Mieter selbst ver-
ursache und ob der Vermieter 

schon energetische Verbesse-
rungen vorgenommen habe. 
»Deshalb setzen wir primär 
auf Anreize für Vermieter, 
einerseits mit Förderprogram-
men und andererseits mit ver-
besserten Abschreibungs-
möglichkeiten.«

Weiter sagte Frei: »Wenn 
wir dann sehen, dass es weite-
re Steuerungen braucht, müs-
sen wir Lösungen finden, die 
die Interessen von Mietern 
und Vermietern in einen 
schonenden Ausgleich brin-
gen.« Er persönlich könnte 
sich zum Beispiel vorstellen, 
dass – falls erforderlich –, der 
Staat für eine begrenzte Zeit 
die Modernisierungsumlage 
anteilig mittrage, um Mieter 
zu entlasten.

Die SPD reagierte skep-
tisch. Fraktionsvize Sören 

Barto sagte: »Ich traue Armin 
Laschet nicht über den Weg. 
Wir hätten die Mehrkosten 
längst fair aufteilen können. 
Bis zuletzt haben die Immobi-
lienlobbyisten innerhalb der 
CDU-Fraktion eine gerechte 
Aufteilung bekämpft.« Auch 
die Minister der Union seien 
für eine 50/50-Aufteilung ge-
wesen. »Da frage ich mich 
dann doch, wo Armin Laschet 
die letzten Monate war. Und 
woher plötzlich dieser Sinnes-
wandel kommt. Für mich ist 
das nichts anderes als eine 
Nebelkerze«, erklärte  Bartol. 
»Die reale Politik der Union 
zeigt: Für Mieterinnen und 
Mieter hat Armin Laschet 
nichts übrig, sie sitzen gerade 
alleine auf den Kosten. Die 
Verantwortung dafür trägt 
seine CDU.«

Streit um CO2-Heizkostenaufschlag: Sollen Vermieter doch zahlen?
Energie | Unions-Kanzlerkandidat Laschet sorgt mit Aussagen zu Vermietern für Aufsehen – doch SPD traut ihm nicht über den Weg

Sorgt mit seinen Plänen für 
Aufruhr: CDU-Chef Armin 
Laschet. Foto: Gateau


